
V
G

 2
03

 4
.2

01
3

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

zum Abschluss Ihrer Wohngebäudeversicherung geben wir Ihnen fol-
gende Erläuterungen:     

1. Versicherer
Ihr Versicherer ist die Concordia Versicherungs-Gesellschaft auf 
Gegenseitigkeit
Postanschrift: Concordia
 Versicherungs-Gesellschaft a.G.
 Karl-Wiechert-Allee 55
 30625 Hannover
Telefon: 0511/5701-3030
Telefax: 0511/5701-1400
Mail: versicherungen@concordia.de
Aufsichtsratsvorsitzender: Volker Stegmann
Vorstand: Dr. Heiner Feldhaus,
 Wolfgang Glaubitz,
 Johannes Grale,
 Henning Mettler,
 Lothar See
Sitz der Gesellschaft: Hannover
Handelsregister: Amtsgericht Hannover HRB 3461

2. Hauptgeschäftstätigkeit
Die Hauptgeschäftstätigkeit der Concordia Versicherungs-Gesell-
schaft a.G. besteht in dem Betrieb der Schaden- und Unfallversi-
cherung.

3. Zuständige Aufsichtsbehörde 
Postanschrift: Bundesanstalt für
 Finanzdienstleistungsaufsicht
 Graurheindorfer Str. 108
 53117 Bonn

4. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung
Die wesentlichen Merkmale Ihres Versicherungsvertrages entneh-
men Sie bitte Ihrem Antrag, dem Versicherungsschein und den 
Versicherungsbedingungen. Nachfolgend werden die wesentlichen 
Merkmale in einer knappen und keinesfalls abschließend gewollten 
Darstellung zusammengefasst:
a) Vertragsgrundlagen

Maßgeblich für Ihren Versicherungsvertrag sind neben Ihrem  
An trag die beiliegenden Allgemeinen WohngebäudeVer  si che-
rungsbedingungen (VGB 2013-VS) – Fassung April 2013 sowie 
die Satzung der Concordia Versicherungs-Gesellschaft a.G. – 
Fassung 17.07.2001. 
Für Ihren Versicherungsvertrag gilt deutsches Recht.

b) Versicherungsumfang
Versichert sind die im Antrag bezeichneten überwiegend zu 
Wohnzwecken genutzten Gebäude mit ihren Gebäudebe-
standteilen, Gebäudezubehör und – soweit vereinbart – dazu-
gehörenden Garagen und Carports auf dem im Antrag be-
zeichneten Versicherungsgrundstück. 
Ersetzt werden Schäden an den versicherten Sachen, wenn 
diese – soweit vereinbart – durch Brand, Blitzschlag, Überspan-
nung durch Blitz, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall    
oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner 
Ladung, Leitungswasser sowie Sturm oder Hagel zerstört oder 
beschädigt werden oder infolgedessen abhanden kommen. 

Einzelheiten zur Erfüllung und Fälligkeit der Entschädigung 
fi nden Sie unter A 14 und A 15 VGB 2013-VS.

5. Beitrag und Zahlungsweise
Den Beitrag, den Sie für den Versicherungsschutz zu entrichten 
haben, fi nden Sie im Antrag. Dieser gilt für die vereinbarte Zah-
lungsweise und enthält die gesetzliche Versicherungsteuer sowie 
ggf. den Ratenzahlungszuschlag. 
Einzelheiten zur Zahlungsweise entnehmen Sie dem Antrag oder 
dem Versicherungsschein.
Einzelheiten zur Erfüllung Ihrer Zahlungsverpfl ichtung fi nden Sie 
unter B 2 und B 4 VGB 2013-VS.
Auf die Möglichkeit der Beitragsanpassung gemäß A 13 VGB 2013-VS 
wird hingewiesen.

6. Befristung und Gültigkeitsdauer
Unser Vorschlag einschließlich der dafür berechneten Beiträge ist 
bis zur Einführung eines neuen Tarifes bzw. Änderung der Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen in der Wohngebäudeversicherung 
gültig, soweit auf dem Vorschlag nichts anderes vermerkt ist.

7. Vertragsabschluss, Vertragsbeginn und Widerrufsrecht
Der Vertragsabschluss kommt dadurch zustande, dass wir Ihnen 
die Annahme Ihres gestellten Antrages in Form einer schriftlichen 
Annahmeerklärung oder durch Übersendung des Versicherungs-
scheines bestätigen. 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Antrag angegebenen 
Zeitpunkt, sofern Sie die unter B 2 VGB 2013-VS beschriebenen        
Zahlungsverpfl ichtungen einhalten.

   Widerrufsbelehrung
  Widerrufsrecht
  Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 

ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail)                   
widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungs-
schein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allge-          
meinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informatio-        
nen nach § 7  Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes      
in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspfl ichten-
verordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten        
haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige            
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:               
Concordia Versicherungs-Gesellschaft a.G., Karl-Wiechert-        
Allee 55, 30625 Hannover.

   Widerrufsfolgen
   Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungs-

schutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang 
des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags, wenn Sie zuge-
stimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis 
zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall 
einbehalten; dabei handelt es sich entsprechend der von Ihnen 
gewählten Zahlungsweise um einen Betrag in Höhe von 1/360 
des Jahresbeitrags, 1/180 des Halbjahresbeitrags, 1/90 des 
Vierteljahresbeitrags oder 1/30 des Monatsbeitrags pro Tag; der 
von Ihnen zu zahlende Beitrag und die Zahlungsweise sind in 
dem Versicherungsantrag unter „Vertragslaufzeit“ oder unter 
„Gesamtbeitrag“ ausgewiesen. Die Erstattung zurückzuzahlen-
der Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zu-
gang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor 
dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur 
Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und 
gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Kundeninformation zu Ihrer Wohngebäudeversicherung
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  Besondere Hinweise
  Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrück-

lichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig    
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

  Ende der Widerrufsbelehrung

8. Vertragsdauer und Vertragsbeendigung

  Ihr Vertrag ist für den im Antrag angegebenen Zeitraum abge-
schlossen. Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer 
der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor Ablauf des  
jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen          
ist. Haben Sie Ihren Vertrag von vornherein mit einer Dauer           
von mehr als drei Jahren abgeschlossen, können Sie ihn zum           
Schluss des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter 
Einhaltung einer dreimonatigen Frist kündigen.

  Weiterhin haben Sie die Möglichkeit, Ihren Versicherungsvertrag          
- nach Eintritt eines Versicherungsfalles gemäß B 14 VGB 2013-VS 
- nach einer Beitragsanpassung gemäß A 13 VGB 2013-VS
zu kündigen. Die genauen Kündigungsfristen hierzu entnehmen 
Sie bitte den genannten Bestimmungen.

9. Rechtsgrundlagen vor Abschluss des Vertrages
Der Aufnahme von Vertragsbeziehungen zum Versicherungsneh- 
mer legt die Concordia Versicherungs-Gesellschaft a.G. das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland zugrunde.

10. Gerichtsstand 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungs-
vermittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessord-           
nung auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk Sie zur 
Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz, in Ermangelung eines 
solchen Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung 
handelt, können Sie Ihre Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder 
die Niederlassung Ihres Gewerbebetriebes zuständigen Gericht 
geltend machen.

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungs-
vermittlung gegen Sie ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, 
in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz, in 
Ermangelung eines solchen Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung 
handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für 
den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen 
Gericht geltend machen.

11. Vertragssprache
Die Vertragssprache ist deutsch. Wir weisen darauf hin, dass andere 
Sprachen für den Vertragsabschluss nicht zur Verfügung stehen.

12. Beschwerden
Unser wichtigstes Anliegen ist es, Ihnen als Kunden einen hervor-
ragenden Service zu bieten. Aber auch wir sind nicht fehlerfrei und 
wollen diesen Service ständig weiter verbessern. Wenn Sie der 
Meinung sind, dass wir etwas falsch gemacht haben, rufen Sie 
einfach uns oder Ihren zuständigen Ansprechpartner vor Ort an und 
schildern Sie Ihr Anliegen oder bitten Sie um unseren Rückruf. Wir 
werden uns dann schnellstmöglich mit Ihnen in Verbindung setzen.
Bei Beschwerden können Sie sich aber auch an die unter Ziffer 3 
genannte Aufsichtsbehörde wenden. 
Darüber hinaus ist unser Unternehmen Mitglied im Verein Versiche-
rungsombudsmann e.V. Sie können damit das kostenlose, außer-
gerichtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. Den 
Ombudsmann erreichen Sie wie folgt: 

       Versicherungsombudsmann e.V.
  Postfach 080632, 10006 Berlin 
  Leipziger Str. 121, 10117 Berlin 
  E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
  Telefon: 0800 3696000; Telefax: 0800 3699000
 Hiervon unberührt bleibt für Sie als Versicherungsnehmer 

selbstverständlich die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.
Wir würden uns freuen, wenn Sie sich für eine Wohngebäudeversiche-
rung bei unserer Gesellschaft entscheiden und danken Ihnen schon 
jetzt für das Vertrauen, das Sie in uns setzen. 

Mit freundlichen Grüßen

Concordia Versicherungs-Gesellschaft auf Gegenseitigkeit









V
G

 2
03

 4
.2

01
3

Besondere Bestimmungen zu den VGB 2013-VS

A 1 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall),                 
generelle Ausschlüsse

A 2 Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, 
Verpuffung, Implosion, Luftfahrzeuge

A 3 Leitungswasser
A 4 Sturm, Hagel 
A 5 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort
A 6 Wohnungs- und Teileigentum
A 7 Versicherte Kosten
A 8 Mehrkosten
A 9 Mietausfall, Mietwert
A 10 Versicherungswert, Versicherungssumme
A 11 Ermittlung der Versicherungssumme in der Gleitenden 

Neuwertversicherung, Unterversicherung
A 12 Prämie in der Gleitenden Neuwertversicherung und deren      

Anpassung
A 13  Anpassung des Beitragssatzes
A 14 Entschädigungsberechnung
A 15 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
A 16 Sachverständigenverfahren
A 17 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten des 

Versicherungsnehmers vor dem Versicherungsfall,               
Sicherheitsvorschriften

A 18 Besondere gefahrerhöhende Umstände
A 19 Veräußerung der versicherten Sachen
A 20 Repräsentanten
A 21 Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch                      
 Realgläubiger
A 22 Leistungsverbesserungsgarantie 

Allgemeine Bestimmungen zur Sachversicherung

B 1 Anzeigepfl ichten des Versicherungsnehmers oder seines 
Vertreters bis zum Vertragsschluss

B 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen              
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder            
Einmalbeitrags

B 3 Dauer und Ende des Vertrages 
B 4 Folgebeitrag
B 5 Lastschriftverfahren
B 6 Ratenzahlung
B 7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
B 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
B 9 Gefahrerhöhung
B 10 Überversicherung
B 11 Mehrere Versicherer
B 12 Versicherung für fremde Rechnung
B 13 Übergang von Ersatzansprüchen
B 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall
B 15 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
B 16 Vollmacht des Versicherungsvertreters
B 17 Bedingungsanpassung
B 18 Verjährung
B 19 Gerichtsstand
B 20 Anzuwendendes Recht

  Ist die Herbeiführung des Versicherungsfalles 
durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes 
in der Person des Versicherungsnehmers festge-
stellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des 
Versicherungsfalles als bewiesen.

 bb) Führt der Versicherungsnehmer den Versiche-
rungsfall grob fahrlässig herbei, so ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

  Bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Versiche-
rungsfalles verzichtet der Versicherer abweichend 
von Satz 1 auf sein Recht zur Leistungskürzung, 
wenn der Gesamtschaden aus dem Versiche-
rungsfall nicht höher ist als der vereinbarte Betrag 
(siehe Deklaration der versicherten Sachen und 
Kosten). Liegt der Gesamtschaden über dem ver-
einbarten Betrag, kommt Satz 1 zur Anwendung.

 b) Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungs-
falles

  Der Versicherer ist von der Entschädigungspfl icht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täu-
schen versucht.

  Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so 
gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen. 

A 1.4  Gesondert vereinbar 
 Soweit vereinbart (siehe Deklaration der versicherten Sachen 

und Kosten), leistet der Versicherer in Erweiterung von A 1.1 a) 
Entschädigung für Schäden durch 

 a)  Radioaktive Isotope
  Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sachen, 

die als Folge eines unter die Versicherung fallenden 
Schadenereignisses durch auf dem Grundstück, auf dem 
der Versicherungsort liegt, betriebsbedingt vorhandene 

Besondere Bestimmungen zu den VGB 2013-VS

Besondere Bestimmungen zu den VGB 2013-VS und Allgemeine Bestimmungen zur 
Sachversicherung

A 1 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungs-
fall), generelle Ausschlüsse

A 1.1  Versicherungsfall
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 

die durch
 a) Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, 

Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luft-
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung; 

 b) Leitungswasser;
 c) Sturm, Hagel
 zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.
 Jede der Gefahrengruppen nach a) – c) kann auch einzeln 

versichert werden. 
 Soweit die Versicherung gegen eine oder mehrere Gefahren-

gruppen nicht vereinbart ist, entfallen die diese Gefahren-
gruppen betreffenden Bestimmungen.

A 1.2  Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie
 a) Ausschluss Krieg 
  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf       

mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution,       
Rebellion oder Aufstand.

 b) Ausschluss Innere Unruhen
  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf        

mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere 
Unruhen.

 c) Ausschluss Kernenergie
  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-

wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, 
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

A 1.3  Keine Leistungspfl icht aus besonderen Gründen
 a) Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 

Versicherungsfalles
 aa) Führt der Versicherungsnehmer den Versiche-

rungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer 
von der Entschädigungspfl icht frei.
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oder verwendete radioaktive Isotope entstehen, ins-           
besondere Schäden durch Kontamination und Aktivie-
rung. Dies gilt nicht für radioaktive Isotope von Kern-     
reaktoren.

 b) Fahrzeuganprall
  Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von 

versicherten Sachen durch Straßen- oder Wasserfahr-
zeuge, die nicht vom Versicherungsnehmer bzw. von 
Bewohnern oder Besuchern des Gebäudes gelenkt    
wurden, oder durch Schienenfahrzeuge.

  Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen, Straßen 
und Wegen.

 c) Rauch
  Ein Schaden durch Rauch liegt vor, wenn Rauch plötz-   

lich bestimmungswidrig aus den auf dem Grundstück,   
auf dem der Versicherungsort liegt, befi ndlichen Feue-
rungs-, Heizungs-, Koch- oder Trockenanlagen aus-        
getreten ist und unmittelbar auf versicherte Sachen ein-
wirkt. 

  Nicht versichert sind Schäden, die durch die dauernde 
Einwirkung des Rauches entstehen.

 d) Überschalldruckwellen
  Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle liegt vor, 

wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das 
die Schallgrenze durchfl ogen hat, und diese Druckwelle 
unmittelbar auf versicherte Sachen einwirkt.

A 2 Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, 
Explosion, Verpuffung, Implosion, Luftfahrzeuge

A 2.1  Versicherte Gefahren und Schäden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 

die durch
 a) Brand;
 b) Blitzschlag;
 c) Überspannung durch Blitz;
 d) Explosion, Verpuffung, Implosion;
 e) Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile 

oder seiner Ladung
 zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.
A 2.2  Brand
 Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen 

Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus 
eigener Kraft auszubreiten vermag.

 Mitversichert sind auch Brandschäden, die an versicherten 
Sachen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder 
der Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken aus-
gesetzt werden; dies gilt auch für Sachen, in denen oder durch 
die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiterge-
leitet wird.

A 2.3  Blitzschlag
 Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf 

Sachen.
 Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an 

elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur versichert, 
wenn an Sachen auf dem Grundstück, auf dem der Versiche-
rungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden anderer Art entstan-
den sind. Spuren eines direkten Blitzschlags an diesem 
Grundstück, an dort befi ndlichen Antennen oder anderen 
Sachen als an elektrischen Einrichtungen und Geräten stehen 
Schäden anderer Art gleich.

A 2.4  Überspannung durch Blitz
 Überspannung durch Blitz ist ein Schaden, der durch Über-

spannung, Überstrom und Kurzschluss infolge eines Blitzes 
oder durch sonstige atmosphärisch bedingte Elektrizität an 
versicherten elektrischen Einrichtungen und Geräten entsteht.

 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbar-
ten Betrag (siehe Deklaration der versicherten Sachen und 
Kosten) begrenzt.

A 2.5  Explosion, Verpuffung, Implosion
 a) Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 

Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 

  Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) 
liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen 
Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des 

Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Be-
hälters stattfi ndet. Wird im Innern eines Behälters eine 
Explosion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, 
so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich.

 b) Verpuffung ist die Umsetzung von Gasen, Dämpfen oder 
Stäuben, die im Gegensatz zur Explosion mit geringerer 
Geschwindigkeit und Druckeinwirkung verläuft.

 c) Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zu-           
sammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren Über-       
druck infolge eines inneren Unterdruckes.

A 2.6  Schäden durch Kriegsmunition (Blindgängerschäden)
 a) In Erweiterung von A 2.1 leistet der Versicherer auch 

Entschädigung für versicherte Sachen, die 
 aa) im Zuge von Räumungs- bzw. Entschärfungsmaß-

nahmen an unentdeckter Kriegsmunition („Blind-
gänger“) bzw. 

 bb) durch spontane Explosion unentdeckter Kriegs-
munition

  zerstört, beschädigt werden oder infolge eines solchen 
Ereignisses abhanden kommen.

 b) Voraussetzung für die Entschädigung ist, dass die Räu-
mungs- und Entschärfungsmaßnahmen vom Kampf-
mittelräumdienst bzw. im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften von einem Munitionsfachkundigen durch-
geführt und die sprengtechnisch gebotenen Sicherheits-
vorschriften getroffen worden sind. 

 c) Der Versicherungsschutz ist auf das Gebiet der Bundes-
republik Deutschland beschränkt.

A 2.7  Nicht versicherte Schäden
 Nicht versichert sind 
 a) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch 

Erdbeben; 
 b) Sengschäden; 
 c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die 

im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, so-       
wie Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen 
Schaltern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck 
entstehen.

 Die Ausschlüsse gemäß b) und c) gelten nicht für Schäden, 
die dadurch verursacht wurden, dass sich an anderen Sachen 
eine versicherte Gefahr gemäß A 2.1 verwirklicht hat.

A 2.8   Gesondert vereinbar
 Soweit vereinbart (siehe Deklaration der versicherten Sachen 

und Kosten), leistet der Versicherer abweichend von A 2.7 b) 
Entschädigung für Sengschäden, die nicht durch Brand,  
Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, Ver-             
puffung oder Implosion entstanden sind. Die Entschädi-            
gung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

A 3 Leitungswasser
A 3.1  Bruchschäden innerhalb von Gebäuden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für innerhalb von Ge-

bäuden eintretende
 a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren: 
 aa)  der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) 

oder den damit verbundenen Schläuchen;
 bb)  der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, 

Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen;
 cc)  von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen;
  sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, 

Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind;
 b) frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten 

Installationen:
 aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, 

Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ven-
tile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie 
deren Anschlussschläuche;

 bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare 
Teile von Warmwasserheizungs-, Dampfhei-
zungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei-
zungsanlagen;

 cc) Wasserlösch- und Berieselungsanlagen.
 Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, 

einschließlich der Bodenplatte.
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 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und 
Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht 
tragend) nicht versichert.

 Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als 
Rohre innerhalb des Gebäudes.

A 3.2  Bruchschäden außerhalb von Gebäuden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von Ge-

bäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden 
an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den 
Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, 
Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen soweit

 a) diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen und

 b) die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück befi nden 
und

 c) der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.
A 3.3  Nässeschäden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 

die durch bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

 Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasserversorgung 
(Zu- oder Ableitungen) oder damit verbundenen Schläuchen, 
den mit diesem Rohrsystem verbundenen sonstigen Einrich-
tungen oder deren wasserführenden Teilen, aus Einrichtungen 
der Warmwasser- oder Dampfheizung, aus Klima- Wärme-
pumpen oder Solarheizungsanlagen, aus Wasserlösch- und 
Berieselungsanlagen, aus Zimmerbrunnen und Wassersäulen 
sowie aus Wasserbetten und Aquarien ausgetreten sein.

 Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- 
oder Solarheizungsanlagen sowie Wasserdampf stehen   
Leitungswasser gleich.

A 3.4  Nicht versicherte Schäden
 a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch
 aa) Regenwasser;
 bb) Plansch- oder Reinigungswasser;
 cc) Schwamm;
 dd) Grundwasser, stehendes oder fl ießendes Gewäs-

ser, Überschwemmung oder Witterungsnieder-
schläge oder einen durch diese Ursachen hervor-
gerufenen Rückstau;

 ee) Erdbeben Schneedruck, Lawinen, Vulkanaus-
bruch;

 ff) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass  
Leitungswasser nach A 3.3 die Erdsenkung oder 
den Erdrutsch verursacht hat;

 gg) Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Ex-
plosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Ab-
sturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder sei-
ner Ladung;

 hh) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Beriese-
lungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druck-
proben oder durch Umbauten oder Reparaturar-
beiten an dem versicherten Gebäude oder an der 
Wasserlösch- oder Berieselungsanlage;

 ii) Sturm, Hagel;
 jj) Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder 

sonstigen mobilen Behältnissen;
 kk) Leitungswasser, wenn es aus einem Rohr oder 

Behältnis, welches Bestandteil von Heizkesseln, 
Boilern oder vergleichbaren Anlagen ist, austritt 
und dadurch an diesen Anlagen ein Schaden ent-
steht, es sei denn, es handelt sich um einen durch 
frostbedingten Bruchschaden (siehe A 3.1 b) bb)) 
verursachten Nässeschaden. 

 b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden 
an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugs-
fertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Gebäu-
deteilen befi ndlichen Sachen.

A 3.5  Gesondert vereinbar 
 Soweit vereinbart (siehe Deklaration der versicherten Sachen 

und Kosten), leistet der Versicherer Entschädigung je Versi-
cherungsfall bis zum vereinbarten Betrag in Erweiterung von

 a)  A 3.2 für außerhalb von Gebäuden eingetretene frost-
bedingte und sonstige Bruchschäden an den Zuleitungs-

rohren der Wasserversorgung oder an den Rohren der 
Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wär-
mepumpen- oder Solarheizungsanlagen, die

 aa) auf dem Versicherungsgrundstück verlegt sind, 
aber nicht der Versorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen dienen, sofern der Versicherungs-
nehmer die Gefahr trägt;

 bb) außerhalb des Versicherungsgrundstücks liegen 
und der Versorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen, sofern der Versicherungsnehmer 
die Gefahr trägt.

  Nicht versichert sind Zuleitungsrohre, die ausschließ-       
lich gewerblichen Zwecken dienen.

 b) A 3.1 a) für innerhalb versicherter Gebäude eingetretene 
frostbedingte und sonstige Bruchschäden an den Rohren 
der Gasversorgung, soweit der Versicherungsnehmer 
dafür die Gefahr trägt.

 c) A 3.1 b) für sonstige Bruchschäden an Armaturen (z. B. 
Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Wassermesser, 
Geruchsverschlüsse). Ausgeschlossen sind Bruchschä-
den an bereits defekten Armaturen.

  Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kosten für den 
Austausch der zuvor genannten Armaturen, soweit dieser 
Austausch infolge eines Versicherungsfalles gemäß             
A 3.1 a) im Bereich der Rohrbruchstelle notwendig ist.

 d) A 3.4 a) aa) für Nässeschäden, die durch Leitungswasser 
entstehen, welches aus innerhalb des Gebäudes verlau-
fenden Regenwasserrohren bestimmungswidrig ausge-
treten ist sowie in Erweiterung von A 3.1 a) für frostbe-
dingte und sonstige Bruchschäden an diesen Regenwas-
serrohren.

A 4 Sturm, Hagel
A 4.1  Versicherte Gefahren und Schäden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 

die zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen
 a) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder 

Hagels auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befi nden;

 b) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäu-
me oder andere Gegenstände auf versicherte Sachen 
oder auf Gebäude, in denen sich versicherte Sachen 
befi nden, wirft; 

 c) als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versicherten 
Sachen;

 d) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder 
Hagels auf Gebäude, die mit dem versicherten Gebäude 
oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befi n-
den, baulich verbunden sind;

 e) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäu-
me oder andere Gegenstände auf Gebäude wirft, die mit 
dem versicherten Gebäude oder Gebäuden, in denen 
sich versicherte Sachen befi nden, baulich verbunden 
sind.

A 4.2  Sturm
 Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens 

Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit mindestens 
62 km/Stunde).

 Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so 
wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass

 a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungs-
grundstücks Schäden an Gebäuden in einwandfreiem 
Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen 
Sachen angerichtet hat, oder dass

 b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des 
versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem sich 
die versicherten Sachen befunden haben, oder mit diesem 
Gebäude baulich verbundenen Gebäuden, nur durch 
Sturm entstanden sein kann.

A 4.3  Hagel
 Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eis-

körnern.
A 4.4  Nicht versicherte Schäden
 a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch 
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 aa)  Sturmfl ut;
 bb)  Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 

Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlosse-
ne Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen, 
es sei denn, dass diese Öffnungen durch Sturm 
oder Hagel entstanden sind und einen Gebäude-
schaden darstellen;

 cc)  Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Ex-
plosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Ab-
sturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder sei-
ner Ladung; 

 dd) weitere Elementargefahren (Überschwemmung,  
Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch);

 ee) Leitungswasser.
 b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden 

an
 aa) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht be-

zugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden 
oder Gebäudeteilen befi ndlichen Sachen;

 bb) Laden- und Schaufensterscheiben.

A 5 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versiche-
rungsort

A 5.1  Beschreibung des Versicherungsumfangs
 a) Versichert sind die in dem Versicherungsschein bezeich-

neten Gebäude mit ihren Gebäudebestandteilen und 
Gebäudezubehör, einschließlich unmittelbar an das 
Gebäude anschließender Terrassen auf dem im Versi-
cherungsschein bezeichneten Versicherungsgrund-    
stück.

  Gebäudebestandteile sind auch Sachen außerhalb von 
dem Gebäude auf dem Versicherungsgrundstück, wenn 
diese mit dem Gebäude fest verbunden sind und gemein-
sam mit anderen Gebäudebestandteilen eine technisch 
wirtschaftliche Einheit bilden, die dauerhaft dem Gebäu-
de dient. Dazu gehören nicht auf dem Versicherungs-
grundstück installierte Solaranlagen (Sonnenkollektoren 
und Fotovoltaikanlagen als Bodenanlagen).

 b) In Erweiterung von a) sind bis zum vereinbarten Betrag 
(siehe Deklaration der versicherten Sachen und Kosten) 
bauliche Grundstücksbestandteile und weiteres Gebäu-
dezubehör, für die der Versicherungsnehmer die Gefahr 
trägt, mitversichert.

  Bauliche Grundstücksbestandteile und weiteres Gebäu-
dezubehör sind Hof- und Gehsteigbefestigungen, Ein-
friedungen, Schutz- und Trennwände, Pergolen, elek-
trische Freileitungen, Hundehütten, Haustierställe, frei 
stehende gemauerte Außenkamine, Schilder, Transpa-
rente, Ständer, Masten, im Boden fest und dauerhaft 
verankerte Spielgeräte und Schwimmbecken, Beleuch-
tungs- und Antennenanlagen, Leuchtröhrenanlagen, 
Ladestationen für Elektrofahrzeuge, elektrische Pumpen, 
Generatoren sowie Flüssiggastanks.

  Nicht versichert ist ausschließlich gewerblich genutztes 
Gebäudezubehör.

A 5.2  Gesondert vereinbar
 Soweit vereinbart (siehe Deklaration der versicherten Sachen 

und Kosten), sind mitversichert
 a) auf dem Versicherungsgrundstück oder in der Nähe  

davon befi ndliche zu dem Gebäude gehörende Garagen 
und / oder Carports;  

 b) auf dem Versicherungsgrundstück befi ndliche Garten-    
und Gewächshäuser sowie Geräteschuppen bis zur 
vereinbarten Größe (siehe Deklaration der versicherten 
Sachen und Kosten).

  Liegt die Größe über dem vereinbarten Wert, sind diese 
Nebengebäude nur versichert, soweit dies besonders 
vereinbart ist.

A 5.3  Defi nitionen
 a) Gebäude im Sinne dieser Regelungen sind mit dem 

Erdboden verbundene Bauwerke, die der überwiegenden 
Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt sind und gegen 
äußere Einfl üsse schützen können.

 b) Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude eingefügte 
Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit dem Gebäu-
de ihre Selbständigkeit verloren haben. Dazu gehören 

auch Einbaumöbel bzw. Einbauküchen, die individuell    
für das Gebäude raumspezifi sch geplant und gefertigt 
sind. Anbaumöbel und Anbauküchen, die serienmäßig 
produziert und nicht individuell für das Gebäude gefertigt, 
sondern lediglich mit einem geringen Einbauaufwand       
an die Gebäudeverhältnisse angepasst worden sind, 
gehören nicht dazu.

 c) Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich           
im Gebäude befi nden oder außen am Gebäude ange-
bracht sind und der Instandhaltung bzw. überwiegenden 
Zweckbestimmung des versicherten Gebäudes dienen. 
Als Gebäudezubehör gelten ferner Müllboxen sowie 
Klingel- und Briefkastenanlagen auf dem Versicherungs-
grundstück. 

 d) Versicherungsgrundstück ist das Flurstück / sind die 
Flurstücke, auf dem das versicherte Gebäude steht 
(Versicherungsort). Teilen sich mehrere Gebäude ein 
Flurstück, so gilt als Versicherungsort derjenige Teil des 
Flurstücks, der durch Einfriedung oder anderweitige 
Abgrenzung dem / den im Versicherungsschein bezeich-
neten Gebäude(n) ausschließlich zugehörig ist.

A 5.4  Ausschlüsse
 a) Nicht versichert sind in das Gebäude nachträglich einge-

fügte – nicht aber ausgetauschte – Sachen, die ein 
Mieter oder Wohnungseigentümer auf seine Kosten be-
schafft oder übernommen hat und daher hierfür die Gefahr 
trägt. Eine anderweitige Vereinbarung über die Gefahr-
tragung ist vom Versicherungsnehmer nachzuweisen. Die 
Versicherung dieser Sachen kann vereinbart werden.

 b) Elektronisch gespeicherte Daten und Programme sind 
keine Sachen. Kosten für die Wiederherstellung von 
elektronisch gespeicherten Daten und Programmen sind 
nur versichert, soweit dies gesondert im Versicherungsver-
trag vereinbart ist.

A 6 Wohnungs- und Teileigentum
 a) Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungs-

eigentümern der Versicherer wegen des Verhaltens 
einzelner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise lei-
stungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber den übrigen 
Wohnungseigentümern wegen deren Sondereigentums 
sowie deren Miteigentumsanteile nicht berufen.

 b) Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, 
dass der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als 
er gegenüber einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, 
sofern diese zusätzliche Entschädigung zur Wiederher-
stellung des gemeinschaftlichen Eigentums verwendet 
wird.

  Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir-
kungsgrund vorliegt, ist verpfl ichtet, dem Versicherer 
diese Mehraufwendungen zu erstatten.

 c) Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten a) 
und b) entsprechend.

A 7 Versicherte Kosten
A 7.1  Kosten zur Abwendung, Minderung und Ermittlung des 

Schadens
 a) Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 

Schadens 
 aa) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, 

die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalles den Umständen nach zur Abwen-
dung und Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte oder die er auf Weisung des Versi-
cherers macht. 

 bb) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, 
um einen unmittelbar bevorstehenden Versiche-
rungsfall abzuwenden oder in seinen Auswirkun-
gen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer 
Aufwendungsersatz nur, wenn diese Aufwendun-
gen bei einer nachträglichen objektiven Betrach-
tung der Umstände verhältnismäßig waren oder 
die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers 
erfolgten. 

 cc) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu 
kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz 
nach aa) und bb) entsprechend kürzen. Dies gilt 
jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind. 
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 dd) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige 
Entschädigung betragen zusammen höchstens 
den vereinbarten Betrag (siehe Deklaration der 
versicherten Sachen und Kosten) je vereinbarter 
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendun-
gen auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind.

 ee) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen ge-
mäß aa) erforderlichen Betrag auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

 ff) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistun-
gen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die 
im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung ver-
pfl ichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentli-
chen Interesse kostenfrei zu erbringen sind.

 b)  Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
 aa) Der Versicherer ersetzt die Kosten für die Ermitt-

lung und Feststellung eines von ihm zu ersetzen-
den Schadens, sofern diese den Umständen nach 
geboten waren.

  Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachver-
ständigen oder Beistand hinzu, so werden diese 
Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung ver-
traglich verpfl ichtet ist oder vom Versicherer auf-
gefordert wurde.

 bb) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu 
kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach aa) 
entsprechend kürzen.

A 7.2   Weitere versicherte Kosten
 Versichert sind bis zum vereinbarten Betrag (siehe Deklarati-

on der versicherten Sachen und Kosten) die infolge eines 
Versicherungsfalles notwendigen und tatsächlich angefallenen

 a) Aufräumungs- und Abbruchkosten
  für das Aufräumen und den Abbruch versicherter Sachen 

sowie für das Wegräumen und den Abtransport von Schutt 
und sonstigen Resten dieser Sachen zum nächsten Ab-
lagerungsplatz und für das Ablagern und Vernichten.

 b) Bewegungs- und Schutzkosten
  die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederher-

stellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen 
andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden 
müssen.

 c) Kosten für provisorische Maßnahmen zum Schutz ver-
sicherter Sachen.

 d) Sachverständigenkosten
  die der Versicherungsnehmer gemäß A 16.6 zu tragen 

hat, soweit der entschädigungspfl ichtige Schaden in 
seiner Höhe den vereinbarten Betrag (siehe Deklaration 
der versicherten Sachen und Kosten) übersteigt.

 e) Aufwendungen (Kosten) für die Beseitigung umgestürzter 
Bäume

  für das Entfernen, den Abtransport und die Entsorgung 
der durch Blitzschlag (siehe A 2.3) oder Sturm (siehe           
A 4) umgestürzten oder zerstörten Bäume des Ver-           
sicherungsgrundstücks, soweit eine natürliche Re-           
generation nicht zu erwarten ist. Der Versicherer er-           
setzt außerdem die Kosten für das Entfernen der         
Wurzeln. 

  Bereits abgestorbene Bäume sind von der Versicherung 
ausgeschlossen.

 f) Kosten für die Wiederherstellung von Grünanlagen
  die infolge eines Versicherungsfalles nach A 2 aufzuwen-

den sind, für das Entfernen und Neubepfl anzen von be-
schädigten oder nicht mehr verwendbaren Gartenpfl anzen 
(Blumen, Sträucher, Büsche, Bäume und Grasfl ächen) 
mit Jungpfl anzen. Nicht versichert sind Bäume sowie 
Bepfl anzungen und Pfl anzen für die der Versicherungs-
nehmer nicht die Gefahr trägt (z. B. Pfl anzen von Mietern, 
öffentlichen Wegen).

A 7.3  Gesondert vereinbar
 Soweit vereinbart (siehe Deklaration der versicherten Sachen 

und Kosten), ersetzt der Versicherer bis zum vereinbarten 
Betrag die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen und 
tatsächlich angefallenen 

 a) Aufräumungs-, Abbruch- und Isolierungskosten für radio-
aktiv verseuchte Sachen 

  für das Aufräumen, den Abbruch, das Abfahren und die 
Isolierung radioaktiv verseuchter Sachen, soweit sie als 
Folge eines unter die Versicherung fallenden Schadener-
eignisses durch auf dem Versicherungsgrundstück be-
triebsbedingt vorhandene oder verwendete radioaktive 
Isotope – ausgenommen von Kernreaktoren – entstehen 
und soweit die Maßnahmen gesetzlich geboten sind.

 b) Kosten für die Dekontamination von Erdreich
 aa) die dem Versicherungsnehmer aufgrund behördli-

cher Anordnungen infolge eines Versicherungs-
falles entstehen, um

 - Erdreich des Versicherungsgrundstücks zu 
untersuchen oder zu dekontaminieren oder 
auszutauschen;

 - den Aushub in die nächstgelegene, geeignete 
Deponie zu transportieren und dort abzula-
gern oder zu vernichten;

 - insoweit den Zustand des Versicherungs-
grundstücks vor Eintritt des Versicherungsfal-
les wiederherzustellen.

 bb) Die Aufwendungen gemäß aa) werden nur ersetzt, 
sofern die behördlichen Anordnungen

 - aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen 
ergangen sind, die vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles erlassen waren und

 - eine Kontamination betreffen, die nachweis-
lich infolge dieses Versicherungsfalles ent-
standen ist;

 - innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des 
Versicherungsfalles ergangen sind. Der Versi-
cherungsnehmer ist verpfl ichtet, dem Versi-
cherer den Zugang einer behördlichen Anord-
nung ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen 
unverzüglich zu melden. Die Rechtsfolgen bei 
Verletzung dieser Obliegenheit ergeben sich 
aus B 8. 

 cc) Wird durch einen Versicherungsfall eine bestehen-
de Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden 
nur Aufwendungen ersetzt, die den für eine Be-
seitigung der bestehenden Kontamination erfor-
derlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne 
den Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. 
Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden 
nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt.

 dd) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher 
Anordnungen oder aufgrund sonstiger Verpfl ich-
tungen des Versicherungsnehmers einschließlich 
der sogenannten Einliefererhaftung werden nicht 
ersetzt.

 ee) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Ver-
sicherungsnehmer aus einem anderen Versiche-
rungsvertrag Ersatz beanspruchen kann.

 ff) Kosten gemäß aa) gelten nicht als Aufräumungs-
kosten gemäß A 7.2 a).

 c) Urlaubsrückreisekosten
  Reist der Versicherungsnehmer sowie die mit ihm in 

häuslicher Gemeinschaft lebenden und mit ihm gemein-
sam verreisten Familienangehörigen wegen eines erheb-
lichen Versicherungsfalles (voraussichtliche Schadenhö-
he über 5.000 €) vorzeitig aus dem Urlaub (jede private 
Abwesenheit von mindestens vier Tagen bis längstens 
sechs Wochen) an den Schadenort zurück, so werden 
ihm die Fahrtmehrkosten für die Rückreise ersetzt, sofern 
anderweitig kein Ersatz geleistet wird.

  Als Fahrtmehrkosten gelten die Kosten, die für die Nutzung 
eines angemessenen Reisemittels entsprechend dem 
benutzten Urlaubsreisemittel und der Dringlichkeit der 
Rückreise an den Schadenort zusätzlich entstehen.

 d) Hotelkosten
  für Hotel- oder ähnliche Unterbringung ohne Nebenkosten 

(z. B. Frühstück, Telefon), wenn die eigengenutzte Woh-
nung unbewohnbar wurde und dem Versicherungsnehmer 
auch die Beschränkung auf einen bewohnbaren Teil nicht 
zumutbar ist. Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt 
ersetzt, in dem die Wohnung wieder bewohnbar ist, 
längstens für den vereinbarten Zeitraum (siehe Deklara-
tion der versicherten Sachen und Kosten). 
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  Der gemäß A 9.1 b) zu ersetzende Mietwert wird auf die 
Hotelkosten angerechnet.

  Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag 
Ersatz beanspruchen kann.

 e) Kosten für Wasserverlust
  die infolge eines Versicherungsfalles nach A 3 durch den 

Mehrverbrauch von Wasser und Abwasser entstehen, 
den das Wasserversorgungsunternehmen in Rechnung 
stellt.

 f) Kosten für Gasverlust
  die infolge eines Versicherungsfalles nach A 3.5 b) durch 

den Mehrverbrauch von Gas entstehen, den das Gasver-
sorgungsunternehmen in Rechnung stellt.

 g) Kosten für die Beseitigung von Rohrverstopfungen
  in Erweiterung von A 3 für die Beseitigung von Verstop-

fungen von Ableitungsrohren innerhalb versicherter   
Gebäude sowie auf dem Grundstück, auf dem der Ver-
sicherungsort liegt.

 h) Kosten für Gebäudebeschädigung durch unbefugte   
Dritte

 aa) bei Zwei- oder Mehrfamilienhäusern, die dem Ver-
sicherungsnehmer für die Beseitigung von Schä-
den an Türen, Schlössern, Fenstern (ausgenom-
men Schaufensterverglasungen), Rollläden und 
Schutzgittern sowie sonstigen Gebäudeteilen des 
versicherten Gebäudes dadurch entstanden sind, 
dass ein unbefugter Dritter in das Gebäude einge-
brochen, eingestiegen oder mittels falscher 
Schlüssel oder anderer Werkzeuge eingedrungen 
ist.

  Der Versicherungsschutz gemäß Satz 1 be-       
steht auch für Schäden durch den Versuch einer 
solchen Tat.

 bb) Versichert ist auch Vandalismus nach einem Ein-
bruch, wenn der Täter auf eine der in aa) bezeich-
neten Arten in das Gebäude eindringt und versi-
cherte Sachen vorsätzlich zerstört oder beschädigt.

 cc) Schäden, die der Täter an dem versicherten Ge-
bäude von außen verursacht, sind nur versichert, 
soweit sie Folge einer Handlung gemäß aa) sind.

 dd) Entschädigung wird nicht geleistet 
 - soweit der Versicherungsnehmer oder der ver-

sicherte Interessenträger aus einem anderen 
Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen 
kann;

 - im Fall der Entwendung durch Diebstahl der in 
aa) bezeichneten Sachen.

 i) Datenrettungskosten
 aa) infolge eines Versicherungsfalles am Versiche-

rungsort für die technische Wiederherstellung - 
und nicht der Wiederbeschaffung - von elektro-
nisch gespeicherten, ausschließlich für die private 
Nutzung bestimmte Daten (maschinenlesbare In-
formationen) und Programme.

  Voraussetzung ist, dass die Daten und Program-
me durch eine ersatzpfl ichtige Substanzbeschädi-
gung an dem Datenträger, auf dem sie gespeichert 
waren, verloren gegangen, beschädigt oder nicht 
mehr verfügbar sind.

  Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten 
technischen Wiederherstellung.

 bb) Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstel-
lungskosten für

 - Daten und Programme, zu deren Nutzung der 
Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist          
(z. B. sogenannte Raubkopien);

 - Programme und Daten, die der Versiche-
rungsnehmer auf einem Rücksicherungs- oder 
Installationsmedium vorhält.

  Der Versicherer leistet keine Entschädigung für die 
Kosten eines neuerlichen Lizenzerwerbs.

 j) Transport und Lagerkosten
  für versicherte Sachen, wenn das Gebäude unbenutzbar 

wurde und dem Versicherungsnehmer auch die Lagerung 

in einem benutzbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten 
für die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in 
dem das Gebäude wieder benutzbar oder eine Lagerung 
in einem benutzbaren Teil des Gebäudes wieder zumut-
bar ist, längstens für den vereinbarten Zeitraum (siehe 
Deklaration der versicherten Sachen und Kosten).

 k) Bewachungskosten
  für versicherte Sachen, wenn das Gebäude unbewohnbar 

wurde und Schließvorrichtungen und sonstige Sicherun-
gen keinen ausreichenden Schutz bieten. Die Kosten 
werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Schließ-
vorrichtungen oder sonstige Sicherungen wieder voll 
gebrauchsfähig sind, längstens für den vereinbarten 
Zeitraum (siehe Deklaration der versicherten Sachen und 
Kosten).

 l) Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen
  zur Beseitigung einer durch den Eintritt eines Versiche-

rungsfalles innerhalb oder außerhalb des Grundstücks, 
auf dem der Versicherungsort liegt, entstandenen Gefahr, 
zu deren Beseitigung der Versicherungsnehmer aufgrund 
gesetzlicher oder öffentlich-rechtlicher Vorschriften ver-
pfl ichtet ist (Verkehrssicherungspfl icht).

 m) Verpfl egungskosten
  für die im Versicherungsfall an Rettungsmaßnahmen 

beteiligten Dritten. 
 n) Mehrkosten für Primärenergie
  infolge eines versicherten Ausfalles von Fotovoltaikan-

lagen und Anlagen der regenerativen Energieversor-      
gung auf Grundlage von Solarthermie, oberfl ächennaher 
Geothermie sowie sonstigen Wärmepumpenanlagen.

A 8 Mehrkosten
A 8.1  Versicherte Mehrkosten
 Der Versicherer ersetzt bis zu dem hierfür vereinbarten Betrag 

(siehe Deklaration der versicherten Sachen und Kosten) die 
infolge eines Versicherungsfalles tatsächlich entstandenen 
Aufwendungen für notwendige Mehrkosten durch

 a) behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen;
 b) Preissteigerungen nach Eintritt des Versicherungs-           

falles.
A 8.2  Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbe-

schränkungen
 a) Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungs-        

beschränkungen sind Aufwendungen, die dadurch ent-
stehen, dass die versicherte und vom Schaden betroffe-
ne Sache aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften    
nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt oder 
wiederbeschafft werden darf.

 b) Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles erteilt wurden, sind die dadurch entste-
henden Mehrkosten nicht versichert. 

  War aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nut-
zung der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles 
ganz oder teilweise untersagt, sind die dadurch entste-
henden Mehrkosten nicht versichert.

 c) Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom 
Schaden betroffenen Sache aufgrund behördlicher Wie-
derherstellungsbeschränkungen nur an anderer Stelle 
erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang 
ersetzt, in dem sie auch bei Wiederherstellung an bishe-
riger Stelle entstanden wären.

 d) Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch ent-
stehen, dass sich die Wiederherstellung durch behördliche 
Wiederherstellungsbeschränkungen verzögert, werden 
gemäß A 8.3 c) ersetzt.

 e) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die 
Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwertes zum Neuwert 
ersetzt.

A 8.3  Mehrkosten durch Preissteigerungen nach Eintritt des 
Versicherungsfalles

 a) Mehrkosten durch Preissteigerungen sind Aufwendungen 
für Preissteigerungen versicherter und vom Schaden 
betroffener Sachen zwischen dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles und der Wiederherstellung oder Wiederbe-
schaffung.

 b) Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung nicht unverzüglich veranlasst, 



V
G

 2
03

 4
.2

01
3

werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in 
dem sie auch bei unverzüglicher Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung entstanden wären.

 c) Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereig-             
nissen, behördlichen Wiederherstellungs- oder Betriebs-
beschränkungen oder Kapitalmangel sind nicht ver-         
sichert.

  Sofern behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen 
die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der ver-
sicherten und vom Schaden betroffenen Sachen ver-
zögern, werden die dadurch entstandenen Preissteige-
rungen jedoch ersetzt.

 d) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die 
Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwerts zum Neu-    
wert ersetzt.

A 9 Mietausfall, Mietwert
A 9.1  Mietausfall, Mietwert
 Der Versicherer ersetzt
 a) den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietneben-

kosten, wenn Mieter von Wohnräumen infolge eines 
Versicherungsfalles zu Recht die Zahlung der Miete      
ganz oder teilweise eingestellt haben;

 b) den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen einschließ-
lich fortlaufender Nebenkosten im Sinne des Mietrechts, 
die der Versicherungsnehmer selbst bewohnt und die 
infolge eines Versicherungsfalles unbenutzbar gewor-     
den sind, falls dem Versicherungsnehmer die Beschrän-
kung auf einen benutzbar gebliebenen Teil der Woh-         
nung nicht zugemutet werden kann;

 c) auch einen durch behördliche Wiederherstellungs-            
beschränkungen verursachten zusätzlichen Mietausfall 
bzw. Mietwert.

A 9.2  Haftzeit
 a) Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeitpunkt 

ersetzt, in dem die Räume wieder benutzbar sind, höch-
stens jedoch für die vereinbarte Dauer (siehe Deklaration 
der versicherten Sachen und Kosten) seit dem Eintritt 
des Versicherungsfalles.

 b) Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit ersetzt, 
wie der Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbe-
nutzung nicht schuldhaft verzögert.

A 9.3  Gesondert vereinbar
 Soweit vereinbart (siehe Deklaration der versicherten Sachen 

und Kosten) ersetzt der Versicherer
 a) Mietausfall bei Auszug des Mieters infolge des Versiche-

rungsfalles 
  Endet das Mietverhältnis infolge des Versicherungs-         

falls und sind die Räume trotz Anwendung der im Ver-     
kehr erforderlichen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wieder-
herstellung nicht zu vermieten, wird der Mietverlust bis 
zur Neuvermietung über diesen Zeitpunkt hinaus für        
die vereinbarte Dauer (siehe Deklaration der versicher-   
ten Sachen und Kosten) ersetzt, höchstens jedoch bis 
zum Ablauf der Haftzeit.

 b) Mietausfall bei Nachweis der unterbliebenen Vermie-      
tung infolge des Versicherungsfalles

  War das Gebäude zur Zeit des Eintritts des Versiche-
rungsfalles nicht vermietet und weist der Versicherungs-
nehmer die Vermietung zu einem in der Haftzeit liegen-    
den Termin nach, wird der ab diesem Zeitpunkt ent-
standene Mietausfall bis zum Ablauf der Haftzeit ge-        
zahlt.

 c) Mietausfall oder den ortsüblichen Mietwert für gewerb-      
lich genutzte Räume in Erweiterung von A 9.1, a) und b). 
Die Entschädigung ist auf den vereinbarten Zeit-                  
raum begrenzt.

A 10 Versicherungswert, Versicherungssumme
A 10.1 Vereinbarte Versicherungswerte
 Als Versicherungswert kann der gleitende Neuwert, der Neu-

wert, der Zeitwert oder der gemeine Wert vereinbart werden. 
Im Versicherungsfall kann der gemeine Wert Anwendung 
fi nden, wenn die versicherte Sache dauerhaft entwertet ist 
(siehe d). Der Versicherungswert bildet die Grundlage der 
Entschädigungsberechnung.

 a) Gleitende Neuwert
 aa) Der gleitende Neuwert ist der Betrag, der aufzu-

wenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in 
neuwertigem Zustand herzustellen, ausgedrückt in 
Preisen des Jahres 1914. Maßgebend ist der orts-
übliche Neubauwert einschließlich Architektenge-
bühren sowie sonstige Konstruktions- und Pla-
nungskosten.

  Bestandteil des gleitenden Neuwertes sind inso-
weit auch Aufwendungen, die dadurch entstehen, 
dass die Wiederherstellung der Sachen in dersel-
ben Art und Güte infolge Technologiefortschritts 
entweder nicht möglich ist oder nur mit unwirt-
schaftlichem Aufwand möglich wäre. Die Ersatz-
güter müssen hierbei den vorhandenen Sachen 
möglichst nahe kommen.

 bb) Nicht Bestandteil des gleitenden Neuwertes sind 
Mehrkosten durch behördliche Wiederherstel-
lungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, 
dass Sachen aufgrund öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften nicht in derselben Art und Güte wieder-
hergestellt werden dürfen, es sei denn, dass diese 
Mehrkosten als Technologiefortschritt gemäß aa) 
zu berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für 
diese Mehrkosten besteht gemäß den Vereinba-
rungen zu den versicherten Mehrkosten (A 8).

  Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen 
dem Eintritt des Versicherungsfalles und der Wie-
derherstellung sind ebenfalls nicht Bestandteil des 
Neuwertes. Versicherungsschutz für diese Mehr-
kosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den 
versicherten Mehrkosten (A 8).

 cc) Der Versicherer passt den Versicherungsschutz 
nach a) aa) an die Baukostenentwicklung an      
(siehe A 12.2). Es besteht insoweit Versicherungs-
schutz auf der Grundlage des ortsüblichen Neu-
bauwertes zum Zeitpunkt des Versicherungs-      
falles.

 dd) Wenn sich durch bauliche Maßnahmen innerhalb 
des laufenden Versicherungsjahres der Wert des 
Gebäudes erhöht, besteht bis zum Schluss dieses 
Jahres auch insoweit Versicherungsschutz.

 b) Neuwert
 aa) Der Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, 

um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem 
Zustand herzustellen. Maßgebend ist der ortsübli-
che Neubauwert einschließlich Architektengebüh-
ren sowie sonstige Konstruktions- und Planungs-
kosten.

  Bestandteil des Neuwertes sind insoweit auch Auf-
wendungen, die dadurch entstehen, dass die Wie-
derherstellung der Sachen in derselben Art und 
Güte infolge Technologiefortschritts entweder 
nicht möglich ist oder nur mit unwirtschaftlichem 
Aufwand möglich wäre. Die Ersatzgüter müssen 
hierbei den vorhandenen Sachen möglichst nahe 
kommen.

 bb) Nicht Bestandteil des Neuwertes sind Mehrkosten 
durch behördliche Wiederherstellungsbeschrän-
kungen, die dadurch entstehen, dass Sachen auf-
grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in 
derselben Art und Güte wiederhergestellt werden 
dürfen, es sei denn, dass diese Mehrkosten als 
Technologiefortschritt gemäß aa) zu berücksichti-
gen sind. Versicherungsschutz für diese Mehrkos-
ten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den 
versicherten Mehrkosten (A 8).

  Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen 
dem Eintritt des Versicherungsfalles und der Wie-
derherstellung sind ebenfalls nicht Bestandteil des 
Neuwertes. Versicherungsschutz für diese Mehr-
kosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den 
versicherten Mehrkosten (A 8). 

 c) Zeitwert
  Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes 

(siehe b) abzüglich der Wertminderung insbesondere 
durch Alter und Abnutzungsgrad.
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 d) Gemeiner Wert
  Der gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis für das 

Gebäude oder für das Altmaterial.
  Ist Versicherung zum gleitenden Neuwert, Neuwert oder 

Zeitwert vereinbart und ist das Gebäude zum Abbruch 
bestimmt oder sonst dauernd entwertet, so ist Versiche-
rungswert lediglich der gemeine Wert. Eine dauernde 
Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude 
für seinen Zweck nicht mehr zu verwenden ist.

 Der Versicherungswert von Gebäudezubehör und Grund-
stücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind,  entspricht dem 
für das Gebäude vereinbarten Versicherungswert.

A 10.2 Versicherungssumme
 a) Die Versicherungssumme ist der zwischen Versiche-          

rer und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte 
Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll.

 b) Wenn bauliche Änderungen vorgenommen werden, soll 
der Versicherungsnehmer die Versicherungssumme an 
den veränderten Versicherungswert anpassen.

 c) Ist Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert vereinbart 
worden, soll der Versicherungsnehmer die Versicherungs-
summe für die versicherte Sache für die Dauer des 
Versicherungsverhältnisse dem jeweils gültigen Versiche-
rungswert anpassen.

 d) Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die 
Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert, kann 
die Regelung über die Unterversicherung zur Anwendung 
kommen (siehe A 14.9).

A 11 Ermittlung der Versicherungssumme in der Gleiten-
den Neuwertversicherung, Unterversicherung

A 11.1 Ermittlung der Versicherungssumme in der Gleitenden 
Neuwertversicherung

 Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen Neubau-
wert (siehe A 10.1 a)) zu ermitteln, der in den Preisen des 
Jahres 1914 ausgedrückt wird (Versicherungssumme „Wert 
1914“).

 Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, wenn
 a) sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten Schätzung 

eines Bausachverständigen festgesetzt wird;
 b) der Versicherungsnehmer im Antrag den Neubauwert in 

Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt und der 
Versicherer diesen Betrag umrechnet;

 c) der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe, 
Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend be-
antwortet und der Versicherer hiernach die Versicherungs-
summe „Wert 1914“ berechnet.

A 11.2 Unterversicherungsverzicht
 a) Wird die nach A 11.1 ermittelte Versicherungssumme 

„Wert 1914“ vereinbart, nimmt der Versicherer bei der 
Entschädigung (einschließlich Kosten und Mietausfall) 
keinen Abzug wegen Unterversicherung vor (Unterver-
sicherungsverzicht).

 b) Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beschreibung 
des Gebäudes und seiner Ausstattung gemäß A 11.1 c) 
von den tatsächlichen Verhältnissen bei Vertragsab-    
schluss abweicht und ist dadurch die Versicherungs-
summe „Wert 1914“ zu niedrig bemessen, so kann der 
Versicherer nach den Regelungen über die Anzeige-
pfl ichtverletzungen vom Vertrag zurücktreten, kündigen 
oder eine Vertragsanpassung vornehmen; ferner kann       
er bezüglich der Differenz zwischen vereinbarter Ver-        
sicherungssumme und tatsächlichem Versicherungwert 
nach den Regeln der Unterversicherung leistungsfrei sein.

 c) Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner nicht, wenn 
der der Versicherungssummenermittlung zugrunde lie-
gende Bauzustand nach Vertragsabschluss durch wert-
steigernde bauliche Maßnahmen verändert wurde und 
die Veränderung dem Versicherer nicht unverzüglich 
angezeigt wurde. Dies gilt nicht, soweit der ortsübliche 
Neubauwert innerhalb des zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles laufenden Versicherungsjahres durch bau-
liche Maßnahmen erhöht wurde.

A 12 Beitrag in der Gleitenden Neuwertversicherung 
und deren Anpassung

A 12.1 Berechnung des Beitrags
 Grundlagen der Berechnung des Beitrags sind die Versiche-

rungssumme „Wert 1914“, der vereinbarte Beitragssatz sowie 
der Anpassungsfaktor (siehe A 12.2 a)).

 Der jeweils zu zahlende Jahresbeitrag wird berechnet durch 
Multiplikation des vereinbarten Grundbeitrags 1914 (Ver-        
sicherungssumme „Wert 1914“ multipliziert mit dem Beitrags-
satz) mit dem jeweils gültigen Anpassungsfaktor.

A 12.2 Anpassung des Beitrags
 a) Der Beitrag verändert sich entsprechend der Anpassung 

des Versicherungsschutzes (siehe A 10.1 a)) gemäß der 
Erhöhung oder Verminderung des Anpassungsfaktors.

 b) Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich jeweils 
zum 1. Januar eines jeden Jahres für das in diesem Jahr 
beginnende Versicherungsjahr entsprechend dem Pro-
zentsatz, um den sich der jeweils für den Monat Mai des 
Vorjahres veröffentlichte Baupreisindex für Wohngebäu-
de und der für den Monat April des Vorjahres veröffent-
lichte Tarifl ohnindex für das Baugewerbe verändert haben. 
Beide Indizes gibt das Statistische Bundesamt bekannt. 
Bei dieser Anpassung wird die Änderung des Baupreis-
indexes zu 80 Prozent und die des Tarifl ohnindexes zu 
20 Prozent berücksichtigt, und zwar der jeweilige Index 
auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet.

  Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach dem 
Komma errechnet und gerundet.

  Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem Komma 
eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird aufgerundet, 
sonst abgerundet.

 c) Der Versicherungsnehmer kann einer Erhöhung des 
Beitrags innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Mit-
teilung über die Erhöhung des Anpassungsfaktors zuge-
gangen ist, durch Erklärung in Textform widersprechen. 
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. 
Damit wird die Erhöhung nicht wirksam. Die Versicherung 
bleibt dann als Neuwertversicherung (siehe A 10.1 b)) in 
Kraft, und zwar zum bisherigen Beitrag und mit einer 
Versicherungssumme, die sich aus der Versicherungs-
summe „Wert 1914“ multipliziert mit 1/100 des Baupreis-
indexes für Wohngebäude ergibt, der im Mai des Vor-
jahres galt.

  In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversicherungs-
verzicht nicht mehr.

  Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herabsetzung 
der Versicherungssumme wegen erheblicher Überversi-
cherung bleibt unberührt.

A 13  Anpassung des Beitragssatzes
A 13.1 Erläuterungen zum (gleitenden) Neuwert bzw. Zeitwert
 In der Gleitenden Neuwertversicherung ergibt sich der vom 

Versicherungsnehmer zu zahlende Jahresbeitrag aus der 
Multiplikation der Versicherungssumme „Wert 1914“ mit dem 
Anpassungsfaktor und dem jeweiligen Beitragssatz für die 
einzelne Risikoart.

 In der Neuwert-, der Zeitwertversicherung und der Versicherung 
zum gemeinen Wert ergibt sich der vom Versicherungsnehmer 
zu zahlende Jahresbeitrag aus der Multiplikation der Versi-
cherungssumme mit dem jeweiligen Beitragssatz für die ein-
zelne Risikoart. 

A 13.2  Entstehung des Beitragssatzes
 Der Beitragssatz wird unter Berücksichtigung der Schaden-

aufwendungen, der Kosten (insbesondere der Provisionen 
sowie der Sach- und Personalkosten), des Gewinnansatzes 
und der Feuerschutzsteuer kalkuliert.

A 13.3  Kalkulationsmethodik Beitragsanpassung / Frequenz
 Der Versicherer ist berechtigt und verpfl ichtet, den Beitragssatz 

für bestehende Versicherungsverträge zu überprüfen und – 
wenn die Entwicklung der Schadenaufwendungen, der Feu-
erschutzsteuer und der den Verträgen zurechenbaren Kosten 
es erforderlich macht – an diese Entwicklung anzupassen. 

 Die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des be-
triebsnotwendigen Sicherheitskapitals entstehenden Kapital-
kosten dürfen mit einberechnet werden. Veränderungen des 
Gewinnansatzes und der Provisionssätze bleiben bei der 
Anpassung außer Betracht.

 Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitragssatz 
mindestens alle fünf Jahre neu kalkuliert. 

 Die Neukalkulation berücksichtigt auf der Basis der bisherigen 
Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künf-
tige Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensüber-
greifende Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, 
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dass eine ausreichende Grundlage unternehmenseigener 
Daten nicht zur Verfügung steht. 

 Für Teile des Gesamtbestandes, die nach objektiven risikobe-
zogenen Kriterien abgrenzbar sind (wie z. B. die Nutzungsart 
der Gebäude, ihre Bauart oder ihre geographische Lage) kann 
zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs mittels mathematisch-
statistischer und geographischer Verfahren eine Zusammen-
fassung erfolgen und für diese gesondert kalkuliert werden.

A 13.4 Schwellenwerte
 Die sich aus der Neukalkulation ergebende Erhöhung des 

Beitragssatzes darf 20 Prozent des bisherigen Beitragssatzes 
nicht übersteigen. 

 Darüber hinaus darf der neue Beitragssatz nicht höher sein, 
als der Beitragssatz für den gleichen Versicherungsschutz im 
Neugeschäft.

A 13.5  Veränderung des Beitragssatzes
 Verändert sich durch die Neukalkulation der Beitragssatz, so 

ist der Versicherer im Fall der Erhöhung berechtigt und im Fall 
der Reduzierung verpfl ichtet, den Beitragssatz für bestehende 
Verträge mit Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungs-
jahres entsprechend anzupassen. 

A 13.6 Informationspfl ichten und Fristen
 Erhöhungen des Beitragssatzes werden dem Versicherungs-

nehmer vom Versicherer mit der Rechnungsstellung mitgeteilt. 
Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens 
einen Monat vor dem Wirksamwerden der Erhöhung zugehen. 

 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung mit Wirkung 
auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung kündi-
gen.

 Über das Kündigungsrecht und die bei der Kündigung zu 
beachtenden Voraussetzungen ist der Versicherungsnehmer 
in der Mitteilung über die Erhöhung zu informieren. 

 Senkungen des Beitragssatzes gelten ohne besondere Mit-
teilung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres.

A 14 Entschädigungsberechnung
A 14.1 Gleitende Neuwert- und Neuwertversicherung
 a) Der Versicherer ersetzt
 aa) bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen Wieder-

herstellungskosten des Gebäudes (einschließlich 
der Architektengebühren sowie sonstiger Konst-
ruktions- und Planungskosten) unmittelbar vor 
Eintritt des Versicherungsfalles;

 bb) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen be-
schädigten Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falles zuzüglich einer durch die Reparatur nicht 
ausgeglichenen Wertminderung, höchstens je-
doch der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles;

 cc) bei zerstörten oder abhanden gekommenen sons-
tigen Sachen den Wiederbeschaffungspreis von 
Sachen gleicher Art und Güte im neuwertigen Zu-
stand unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfal-
les.

 b) Öffentlich-rechtliche Vorschriften, nach denen die noch 
vorhandene und technisch brauchbare Sachsubstanz der 
versicherten und vom Schaden betroffenen Sache für die 
Wiederherstellung nicht wieder verwendet werden darf, 
werden bei der Entschädigungsberechnung gemäß a) 
bis zum vereinbarten Betrag (siehe Deklaration der ver-
sicherten Sachen und Kosten) berücksichtigt, soweit

 aa) es sich nicht um behördliche Anordnungen han-
delt, die vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt 
wurden oder 

 bb) nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles ganz oder teilweise untersagt 
war.

  Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbe-
schränkungen, die dadurch entstehen, dass die versi-
cherte und vom Schaden betroffene Sache aufgrund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art 
und Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden 
darf, werden im Rahmen der Entschädigungsberechnung 
gemäß a) nicht ersetzt, es sei denn, dass diese Mehr-

kosten als Technologiefortschritt im Versicherungswert 
zu berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für diese 
Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den 
versicherten Mehrkosten (siehe A 8).

 c) Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der 
Entschädigungsberechnung gemäß a) und b) angerech-
net.

A 14.2 Zeitwert
 a) Der Versicherer ersetzt
 aa) bei zerstörten Gebäuden den Neuwert unmittelbar 

vor Eintritt des Versicherungsfalles abzüglich der 
Wertminderung insbesondere durch Alter und Ab-
nutzungsgrad;

 bb) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen be-
schädigten Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falles zuzüglich einer durch die Reparatur nicht 
ausgeglichenen Wertminderung, höchstens je-
doch der Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalles;

 cc) bei zerstörten oder abhanden gekommenen sons-
tigen Sachen den Wiederbeschaffungspreis von 
Sachen gleicher Art und Güte im neuwertigen Zu-
stand zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses unter 
Berücksichtigung eines Abzuges entsprechend 
dem insbesondere durch das Alter und den Abnut-
zungsgrad bestimmten Zustand.

 b) Öffentlich-rechtliche Vorschriften, nach denen die noch 
vorhandene und technisch brauchbare Sachsubstanz der 
versicherten und vom Schaden betroffenen Sache für die 
Wiederherstellung nicht wieder verwendet werden darf, 
werden bei der Entschädigungsberechnung gemäß            
a) bis zum vereinbarten Betrag (siehe Deklaration der 
versicherten Sachen und Kosten) berücksichtigt, so-        
weit

 aa) es sich nicht um behördliche Anordnungen          
handelt, die vor Eintritt des Versicherungsfalles er-
teilt wurden oder 

 bb) nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles ganz oder teilweise untersagt 
war.

  Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbe-
schränkungen, die dadurch entstehen, dass die versi-
cherte und vom Schaden betroffene Sache aufgrund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art 
und Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden 
darf, werden im Rahmen der Entschädigungsberechnung 
gemäß a) nicht ersetzt, es sei denn, dass diese Mehrko-
sten als Technologiefortschritt im Versicherungswert zu 
berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für diese 
Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den 
versicherten Mehrkosten (siehe A 8).

 c) Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der 
Entschädigungsberechnung gemäß a) und b) ange-
rechnet.

A 14.3 Gemeiner Wert
 Soweit ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dau-

erhaft entwertet ist, werden versicherte Sachen nur unter 
Zugrundelegung des erzielbaren Verkaufspreises ohne Grund-
stücksanteile (gemeiner Wert) entschädigt.

A 14.4 Kosten
 Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicherter 

Kosten (siehe A 7 und A 8) ist der Nachweis tatsächlich an-
gefallener Kosten unter Berücksichtigung der jeweils ver-
einbarten Entschädigungsgrenzen.

A 14.5 Mietausfall, Mietwert
 Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall bzw. 

Mietwert (siehe A 9) bis zum Ende der vereinbarten Haftzeit.
A 14.6 Mehrwertsteuer
 a) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Ver-     

sicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; das 
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwert-
steuer anlässlich der Wiederherstellung oder Wieder-
beschaffung tatsächlich nicht gezahlt hat.
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 b) Für die Berechnung der Entschädigung versicherter 
Kosten (siehe A 7 und A 8) und versicherten Mietaus-       
falls bzw. Mietwerts (siehe A 9) gilt a) entsprechend.

A 14.7 Neuwertanteil
 In der Gleitenden Neuwertversicherung und der Neuwert-

versicherung erwirbt der Versicherungsnehmer den Anspruch 
auf Zahlung des Teils der Entschädigung, der den Zeitwert-
schaden übersteigt (Neuwertanteil) nur, soweit und sobald er 
innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles 
sicherstellt, dass er die Entschädigung verwenden wird, um 
versicherte Sachen in gleicher Art und Zweckbestimmung an 
der bisherigen Stelle wiederherzustellen oder wiederzube-
schaffen. Ist dies an der bisherigen Stelle rechtlich nicht 
möglich oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, 
wenn die Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bundes-
republik Deutschland wiederhergestellt werden.

 Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Entschädigung 
nach A 14.1 unter Berücksichtigung eines Abzuges ent-        
sprechend dem insbesondere durch das Alter und den Ab-
nutzungsgrad bestimmten Zustand. A 14.6 gilt entsprechend.

 Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung des vom Ver-
sicherer entschädigten Neuwertanteils verpfl ichtet, wenn die 
Sache infolge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederhergestellt 
oder wiederbeschafft worden ist.

A 14.8 Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung des Ver-
sicherers

 In der Neu- und Zeitwertversicherung ist die Gesamtentschä-
digung für versicherte Sachen (siehe A 5), versicherte Kosten 
(siehe A 7) und versicherten Mietausfall bzw. Mietwert (siehe 
A 9) je Versicherungsfall auf die Versicherungssumme begrenzt. 
Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten, die 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind, werden unbe-
grenzt ersetzt.

A 14.9 Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung
 Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versiche-

rungsfalles in der Gleitenden Neuwertversicherung (siehe          
A 10.1 a)) ohne Vereinbarung eines Unterversicherungsver-
zichts, in der Neu- und Zeitwertversicherung sowie in der 
Versicherung zum gemeinen Wert (siehe A 10.1 b) bis                     
A 10.1 d)) niedriger als der Versicherungswert der versicher-  
ten Sachen (Unterversicherung), wird die Entschädigung 
gemäß A 14.1 bis A 14.3 in dem Verhältnis von Versiche-
rungssumme zum Versicherungswert nach folgender Be-
rechnungsformel gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag    
multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch          
den Versicherungswert. Entsprechendes gilt für die Berech-
nung versicherter Kosten (siehe A 7) und versicherten             
Mietausfalles bzw. Mietwerts (siehe A 9).

A 14.10  Selbstbeteiligung
 Die Entschädigung wird je Versicherungsfall um die verein-

barte Selbstbeteiligung gekürzt.

A 15 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
A 15.1 Fälligkeit der Entschädigung
 a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 

des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An-
spruchs abgeschlossen sind.

  Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung 
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist.

 b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung wird fällig, nachdem der Versicherungs-
nehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt 
hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung sichergestellt hat.

A 15.2 Rückzahlung des Neuwertanteils
 Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Ver-

sicherer nach 15.1 b) geleisteten Entschädigung einschließlich 
etwaiger nach A 15.3 b) gezahlter Zinsen verpfl ichtet, wenn 
die Sache infolge eines Verschuldens des Versicherungsneh-
mers nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederherge-
stellt oder wiederbeschafft worden ist.

A 15.3 Verzinsung 
 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 

Rechtsgrund eine weitergehende Zinspfl icht besteht:

 a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines 
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird – seit 
Anzeige des Schadens zu verzinsen.

 b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem 
der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der Wieder-
herstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen 
gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat.

 c) Der Zinssatz beträgt 4 Prozent pro Jahr.
 d) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 

fällig.
A 15.4 Hemmung
 Bei der Berechnung der Fristen gemäß A 15.1, A 15.3 a) und 

A 15.3 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem 
infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschä-
digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

A 15.5 Aufschiebung der Zahlung
 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
 a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungs-

nehmers bestehen;
 b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen 

den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft;

 c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetz-
lichen Bestimmungen über die Sicherung von Real-
gläubigern nicht erfolgte.

A 16 Sachverständigenverfahren
A 16.1 Feststellung der Schadenhöhe
 Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versiche-

rungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem 
Sachverständigenverfahren festgestellt wird.

 Ein solches Sachverständigenverfahren können Versiche-        
rer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam verein-            
baren.

A 16.2 Weitere Feststellungen
 Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf 

weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt 
werden.

A 16.3 Verfahren vor Feststellung
 Für das Sachverständigenverfahren gilt:
 a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu 

benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen be-
nannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr 
genannten Sachverständigen in Textform auffordern, den 
zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zwei-
te Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die 
auffordernde Partei durch das für den Schadenort zustän-
dige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung 
durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf 
diese Folge hinzuweisen.

 b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person 
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers 
ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; 
ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Ge-
schäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem 
ähnlichen Verhältnis steht.

 c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Be-    
ginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen 
als Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend für 
die Benennung eines Obmannes durch die Sachverstän-
digen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so            
wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für 
den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

A 16.4 Feststellung
 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
 a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten 

und beschädigten versicherten Sachen sowie deren nach 
dem Versicherungsvertrag in Frage kommenden Versi-
cherungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles;

 b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten;
 c) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;
 d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten 

und den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert;
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 e) den Versicherungswert der nicht vom Schaden betroffe-
nen versicherten Sachen zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles, wenn kein Unterversicherungsverzicht gege-
ben ist.

A 16.5 Verfahren nach Feststellung
 Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden 

Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sach-
verständigen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie 
unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die strei-
tig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen 
der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt 
seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.

 Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes 
sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachge-
wiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage 
erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststel-
lungen berechnet der Versicherer die Entschädigung.

 Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch 
gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachver-
ständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen 
oder sie verzögern.

A 16.6 Kosten
 Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die 

Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes 
tragen beide Parteien je zur Hälfte.

A 16.7 Obliegenheiten
 Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegen-

heiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

A 17 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten 
des Versicherungsnehmers vor dem Versicherungs-
fall, Sicherheitsvorschriften

A 17.1 Sicherheitsvorschriften
 Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten hat der 

Versicherungsnehmer
 a) die versicherten Sachen, insbesondere wasserführende 

Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen ange-
brachte Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu 
erhalten und Mängel oder Schäden unverzüglich be-
seitigen zu lassen;

 b) nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile zu jeder 
Jahreszeit genügend häufi g zu kontrollieren und dort alle 
wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusper-
ren, zu entleeren und entleert zu halten;

 c) in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile 
zu beheizen und dies genügend häufi g zu kontrollieren 
oder dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtun-
gen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten.

A 17.2 Folgen der Obliegenheitsverletzung
 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in A 17.1 genann-

ten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in B 8.1 b) 
und B 8.3 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung 
berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

A 18 Besondere gefahrerhöhende Umstände
A 18.1 Anzeigepfl ichtige Gefahrerhöhung
 Eine anzeigepfl ichtige Gefahrerhöhung gemäß B 9 kann 

insbesondere dann vorliegen, wenn
 a) sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor 

Vertragsschluss gefragt hat;
 b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäudes 

nicht genutzt wird;
 c) an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt werden, 

in deren Verlauf das Dach ganz oder teilweise entfernt 
wird oder die das Gebäude überwiegend unbenutzbar 
machen;

 d) in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb auf-
genommen oder verändert wird;

 e) das Gebäude nach Vertragsschluss unter Denkmalschutz 
gestellt wird.

A 18.2 Folgen einer Gefahrerhöhung
 Zu den Folgen einer Gefahrerhöhung siehe B 9.3 bis B 9.5.

A 19 Veräußerung der versicherten Sachen
A 19.1 Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang
 a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer 

veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs 
(bei Immobilien das Datum des Grundbucheintrages) an 
dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer 
seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich 
ergebenden Rechte und Pfl ichten des Versicherungsneh-
mers ein.

 b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag, 
der auf das zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufen-
de Versicherungsjahr entfällt, als Gesamtschuldner.

 c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst 
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt.

A 19.2 Kündigungsrechte
 a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versi-

cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat in Textform zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der 
Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung ausgeübt 
wird.

 b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis 
mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späteren Zeitpunkt 
zum Ablauf des Versicherungsjahres in Textform zu kün-
digen.

  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis 
des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb 
eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.

 c) Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der Ver-
äußerer allein für die Zahlung des Beitrags.

A 19.3 Anzeigepfl ichten
 a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer 

oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen.
 b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht 

zur Leistung verpfl ichtet, wenn der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu 
dem die Anzeige hätte zugehen müssen, und der Versi-
cherer nachweist, dass er den mit dem Veräußerer be-
stehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen 
hätte.

 c) Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung ver-
pfl ichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt 
bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätten zugehen 
müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche-
rungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.

A 20 Repräsentanten
 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das 

Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen

A 21 Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht 
durch Realgläubiger

 Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet, ist 
eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch den 
Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahrengruppe 
Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, 
Verpuffung, Implosion, Absturz oder Anprall eines Luftfahr-
zeuges nur wirksam, wenn der Versicherungsnehmer min-
destens einen Monat vor Ablauf des Versicherungsver-               
trags nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Kündigung spätestens zulässig war, das Grundstück nicht     
mit dem Grundpfandrecht belastet war oder dass der Real-
gläubiger der Kündigung zugestimmt hat. Diese gilt nicht          
für eine Kündigung nach Veräußerung oder im Versicherungs-
fall.

A 22 Leistungsverbesserungsgarantie
 Falls die Allgemeinen Wohngebäude-Versicherungsbe-             

dingungen (VGB 2013-VS) ausschließlich zum Vorteil für den 
Versicherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geändert           
werden, so gelten diese neuen Bedingungen mit sofortiger 
Wirkung auch für diesen Vertrag. 
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Besondere Vereinbarungen (Klauseln)

Die folgenden Klauseln gelten nur, wenn sie besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt sind.

7173  (13) Böswillige Beschädigung inkl. Graffi ti
1.  In Erweiterung von A 1.1 VGB 2013 leistet der Versicherer           

Entschädigung für Schäden durch böswillige Beschädigung. 
2.  Böswillige Beschädigung ist jede vorsätzliche, unmittelbare Zer-

störung oder Beschädigung von versicherten Sachen sowie    
deren Verunstaltung durch Farben oder Lacke (Graffi ti) durch 
unbefugte Dritte. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen Schäden durch Abhandenkommen ver-            
sicherter Sachen.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Versicherungs-    
jahr auf den vereinbarten Betrag begrenzt.

4.  Der bedingungsgemäß als entschädigungspfl ichtig errechnete 
Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbst-         
behalt gekürzt.

5.  Der Versicherungsnehmer ist verpfl ichtet, den Schaden dem 
Versicherer und der Polizei unverzüglich anzuzeigen. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe der in B 8.1 b) und B 8.3 VGB 2013 beschriebe-
nen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz         
oder teilweise leistungsfrei.

6.  Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versiche-
rungsjahres verlangen, dass dieser Versicherungsschutz für 
böswillige Beschädigung inkl. Graffi ti mit Beginn des nächsten 
Versicherungsjahres entfällt.

7.  Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Erklärung des Versicherers zum Ende des laufen-      
den Versicherungsjahres kündigen.

7174  (13) Diebstahl von Gebäudebestandteilen
1.  In Erweiterung von A 1.1 VGB 2013 leistet der Versicherer auch 

im Fall der Entwendung durch Diebstahl Entschädigung für Ge-
bäudebestandteile (siehe A 5.3 b) VGB 2013) sowie Gebäudezu-
behör (siehe A 5.3 c) VGB 2013), soweit die Sachen fest mit dem 
Gebäude verbunden sind.

2.  Nicht versichert sind Sachen, die ausschließlich gewerblichen 
Zwecken dienen.

3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt.

4.  Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der 
Polizei anzuzeigen und ihr sowie dem Versicherer ein Verzeichnis 
der abhanden gekommenen Sachen einzureichen. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe der in B 8.1 b) und B 8.3 VGB 2013 beschriebe-
nen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz 
oder teilweise leistungsfrei. 

7262  (13) Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren auf dem  
                 Versicherungsgrundstück
1.  In Erweiterung von A 3.2 VGB 2013 sind frostbedingte und son-

stige Bruchschäden an Ableitungsrohren der Wasserversorgung 
außerhalb versicherter Gebäude auf dem Versicherungsgrund-
stück versichert, soweit diese Rohre der Entsorgung versicherter 
Gebäude oder Anlagen dienen.

2.  Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Schäden durch 
schadhafte / undichte Anschlüsse, undichte / fehlende Rohrver-
bindungen (Muffen / Flanschen), undichte Dichtungen, Lageab-
weichungen, Wurzeleinwuchs und Korrosion, es sei denn, es 
handelt sich um einen hierdurch verursachten Materialschaden 
(Riss, Loch, Bruch) am Rohr.

3.  Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken 
dienen.

4.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt.

5.  Bewegungs- und Schutzkosten gemäß A 7.2 b) VGB 2013          
werden nur insoweit ersetzt, als sie mit der Entschädigung zu-
sammen den vereinbarten Betrag gemäß Nr. 4 nicht über-              
steigen.

6.  Soweit vereinbart, wird der gemäß Nr. 1 bis 5 als entschädigungs-
pfl ichtig errechnete Betrag je Versicherungsfall um einen Selbst-
behalt gekürzt.

7269  (13) Zisternenanlagen
1.  In Erweiterung von A 3.1 VGB 2013 sind innerhalb versicherter 

Gebäude Zisternenanlagen (Regenwasser-Nutzungsanlagen) 
mitversichert.

2.  Außerhalb versicherter Gebäude sind in Erweiterung von A 3.2 
VGB 2013 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Zister-
nenanlagen und damit verbundenen Rohrleitungen versichert, 
wenn sie sich auf dem Versicherungsgrundstück befi nden und 
der Versorgung versicherter Gebäude dienen. Soweit es sich um 
Zuleitungsrohre zu einer Zisterne handelt, besteht Versicherungs-
schutz ab dem Regenwasserfi lter. Der – auch in Rohrleitungen 
eingesetzte – Filter selbst, ist nur gegen Frostschäden versichert.

3.  Nr. 2 gilt nicht für Zisternenanlagen und damit verbundene Rohr-
leitungen, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen.

4.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt.

7381 (13) Mehrkosten für behördlich nicht vorgeschriebene            
                energetische Modernisierung
1.  In Erweiterung von A 7.3 VGB 2013 ersetzt der Versicherer bei 

der Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden betrof-
fenen Gebäudeteile auch Mehrkosten für behördlich nicht vorge-
schriebene energetische und tatsächlich durchgeführte Moderni-
sierungsmaßnahmen, soweit diese für Neubauten dem Stand der 
Technik entsprechen.

2.  Soweit Maßnahmen nach Nr. 1 bereits vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles veranlasst wurden, werden diese Kosten nicht ersetzt.

3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten 
Betrag begrenzt.

9913  Vereinbarung für Beschäftigte im öffentlichen Dienst
 Dieser Vertrag ist zu den ermäßigten Beiträgen für den öffentlichen 

Dienst abgeschlossen.
 Der ermäßigte Beitrag wird während der Beschäftigungsdauer im 

öffentlichen Dienst und nach Versetzung der versicherten 
Person(en) in den Ruhestand infolge Dienstunfähigkeit oder   
Erreichung der Altersgrenze gewährt.

 Der Versicherungsnehmer / die versicherten Personen ist / sind 
verpfl ichtet, dem Versicherer den Fortbestand der Voraussetzun-
gen für den reduzierten Beitrag auf Verlangen nachzuweisen und 
den Wegfall unverzüglich anzuzeigen. Bei Wegfall der Voraus-
setzungen für den ermäßigten Beitrag für den öffentlichen Dienst    
gilt vom folgenden Versicherungsjahr an der dann gültige Tarif-
beitrag.

9947  Schäden durch Terrorakte
1.  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen und ungeachtet etwaig abweichender Bestimmungen 
(ausgenommen Ziffer 3) nicht auf Schäden durch Terrorakte sowie 
Kosten jeder Art im Zusammenhang mit Terrorakten.

2.  Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder Perso-
nengruppen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer oder 
ideologischer Ziele, die geeignet sind, Angst oder Schrecken in 
der Bevölkerung oder Teilen der Bevölkerung zu verbreiten und 
dadurch auf eine Regierung oder staatliche Einrichtung Einfl uss 
zu nehmen.

3.  Abweichend von den Bestimmungen über den Ausschluss von 
Schäden durch Terrorakte gemäß Ziffer 1 gelten Sachschäden 
oder daraus resultierende Ertragsausfall- oder Mietausfallschäden 
im Rahmen der nach den Bestimmungen dieses Vertrages ver-
sicherten Gefahren und Schäden – unbeschadet der Ausschlüs-
se von Krieg und Kernenergie – nach weiterer Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen als versichert:

3.1  Der Schaden muss sich durch einen in der Bundesrepublik 
Deutschland begangenen Terrorakt auf einem Versicherungs-
grundstück / einer Betriebsstelle des Versicherungsnehmers    
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ereignen und aus-
wirken.

3.2  Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-                  
sachen:

3.2.1  Kontaminationsschäden durch chemische oder biologische Sub-
stanzen;

3.2.2  Schäden durch Ausfall von Versorgungsleistungen (z. B. Strom, 
Gas, Wasser, Telekommunikation); Öffentliche Versorgungs-     
leistung ist die Bereitstellung und / oder das Betreiben von Netzen 
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für die allgemeine Versorgung in Zusammenhang mit der Erzeu-
gung, dem Transport oder Verteilung von Strom, Gas, Wasser 
oder Telekommunikation.

3.2.3  Zulieferer-/ Abnehmer-Rückwirkungsschäden;
3.2.4  Schäden durch Zugangs-/ Nutzungsbeschränkungen;
3.2.5  Verfügung von hoher Hand.
4.  Der Versicherer leistet Entschädigung – einschließlich etwaiger 

Kosten – je Versicherungsjahr bis zu der vereinbarten Jahres-
höchstentschädigung. Schäden, die im laufenden Versicherungs-
jahr beginnen, fallen insgesamt unter die Jahreshöchstentschädi-      
gung.

 Die Jahreshöchstentschädigung entspricht der dem Vertrag      
zugrunde liegenden Versicherungssumme, maximal jedoch             
25 Mio. EUR.

5.  Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errech-              
nete Betrag wird je Versicherungsfall um eine Selbstbeteiligung 
in Höhe von 1 % der Jahreshöchstentschädigung gekürzt.           
Treffen mehrere Selbstbehalte zusammen, so ist nur der höchste 
Selbstbehalt anzuwenden.

6.  Der Wiedereinschluss von Terrorismusschäden gemäß Ziffer 3 
kann vom Versicherungsnehmer oder Versicherer jederzeit          
ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden. Die Kündigung wird 
zwei Wochen nach Zugang wirksam. Macht der Versicherer von 
diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer        
den Vertrag innerhalb von einer Woche nach Zugang der Kün-
digung des Versicherers kündigen. Der Versicherungsnehmer 
kann bestimmen, dass seine Kündigung zum gleichen Zeitpunkt 
wie die Kündigung des Versicherers wirksam wird oder aber zum 
Ende des laufenden Versicherungsjahres.

9957  Ausschluss Fotovoltaikanlage
 Nicht mitversichert ist die Fotovoltaikanlage einschließlich Zube-

hör (Fotovoltaik-Module, Montagerahmen und andere Befesti-
gungselemente, Mess-, Steuerungs- und Regeltechnikbauteile, 
Erzeugungs- und Einspeisezähler, Akkumulatoren, Über-              
spannungsschutzeinrichtungen, Wechselrichter und Verkabelung 
sowie die Installationskosten).

9958  (08) Ausschluss Sonnenkollektoren
 Nicht mitversichert sind Sonnenkollektoren einschließlich Zube-   

hör (Kollektoren, Montagerahmen und andere Befestigungs-     
elemente, Mess-, Steuerungs- und Regeltechnikbauteile, Solar-
kreispumpen, Rohrleitungen, Schläuche, Speichereinheiten, 
Wärmeträgermittel, Verkabelung sowie die Installationskosten).

9971  Führung
 Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und Wil-

lenserklärungen des Versicherungsnehmers für alle beteiligten 
Versicherer entgegenzunehmen.

9972  Prozessführung
 Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versiche-

rer die gleichen sind, ist Folgendes vereinbart:
1.  Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag 

seine Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer und nur 
wegen dessen Anteil gerichtlich geltend machen.

2.  Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden 
Versicherer rechtskräftig gewordene Entscheidung sowie die von 
diesem mit dem Versicherungsnehmer nach Rechtshängig-            
keit geschlossenen Vergleiche als auch für sich verbindlich             
an.

3.  Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die Zulässig-
keit der Berufung notwendigen Wert des Beschwerdegegenstan-
des oder im Falle der Revision den Wert der mit der Revision 
geltend zu machenden Beschwerde nicht erreicht, ist der Ver-
sicherungsnehmer berechtigt und auf Verlangen des führenden 
oder eines mitbeteiligten Versicherers verpfl ichtet, die Klage auf 
einen zweiten, erforderlichenfalls auf weitere Versicherer auszu-
dehnen, bis diese Summe erreicht ist. Wird diesem Verlangen 
nicht entsprochen, so gilt Nr. 2 nicht.

9973  Makler
 Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmäch-

tigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers 
entgegenzunehmen. Diese hat er unverzüglich an den Versiche-
rer weiterzuleiten.


